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Vorentwurf

des

Gesetzes über die Information der Öffentlichkeit und den Zugang zu Dokumenten

(Informationsgesetz – GIDOK)

Bericht

der ausserparlamentarischen Kommission

17. Juni 2004

I.
Allgemeines
1.
Einleitung

Bereits 1984 startete der Kanton Wallis einen ersten Versuch zu einem Informationsgesetz, doch die Zeit war für den damaligen Entwurf (Vernehmlassung ab dem 11. Juli 1984), welcher von Professor Denis Barrelet ausgearbeitet worden war, noch nicht reif.
Der vorliegende Vorentwurf zu einem Gesetz über die Transparenz der staatlichen Tätigkeiten kam aufgrund der Motion 6.044 von Susanne Hugo-Lötscher, Marc Kalbermatter und Benoît Curdy betreffend Informationsgesetz zustande, welche vom Grossen Rat im Mai 2003 angenommen wurde und von der Justizkommission grundsätzlich unterstützt wird. 
Mit dieser Motion wird der Staatsrat aufgefordert, ein Gesetz über die Information der Öffentlichkeit auszuarbeiten, das die Grundsätze und das Verfahren zur Information über die Tätigkeit der Behörden und ihrer Verwaltungen, namentlich das Öffentlichkeitsprinzip, das Recht auf Information und auf Einsicht in Akten regelt, ohne dass dafür ein besonderer Grund angegeben werden muss. 
Dabei müssen private oder öffentliche Interessen sowie die Datenschutzbestimmungen gewahrt bleiben und alle kantonalen und kommunalen Behörden (Staatsrat, Grosser Rat, Gemeinde- und Burgerbehörden, Kommissionen, Gerichtsbehörden, Polizei) sowie alle privaten oder staatlichen Unternehmen mit öffentlichem Auftrag einbezogen werden. 
Der Staatsrat spricht sich grundsätzlich für ein Informationsgesetz aus, welches im Übrigen in den Regierungsrichtlinien für die laufende Legislaturperiode enthalten ist. Die Regierung beschloss am 5. November 2003, eine extraparlamentarische Kommission mit der Ausarbeitung eines Vorentwurfs im Sinne der Motion 6.044 zu beauftragen.
Die Kommission unter dem Präsidium von Fernand Mariétan, Stadtpräsident von Monthey, setzte sich aus folgenden Personen zusammen: 

· Denis Barrelet (Experte), Professor für Kommunikationsrecht an den Universitäten Freiburg und Neuenburg, Detligen (BE)

· Stéphane Andereggen, Redaktor beim Walliser Bote, in Vertretung von Luzius Theler, stellvertretender Chefredaktor Walliser Bote

· Jean Bonnard, Chefredaktor Nouvelliste, Sitten

· Claude Bumann, Chef des Parlamentsdienstes, Saas-Fee

· Michel Clavien, Informationschef des Staates Wallis, Sitten

· Claude Défago, Chefredaktor Radio Chablais und Präsident des Walliser Pressevereins, Monthey

· Jérôme Emonet, Präsident des Kantonsgerichts, Sembrancher

· Reinhard Eyer, Walliser Korrespondent bei Schweizer Radio DRS, Naters

· Susanne Hugo-Lötscher, Grossrätin, Unterzeichnerin der Motion, Agarn

-
Walter Lengacher, Generalsekretär des Kantonsgerichts, Visp

· Marcel Mangisch, Vizepräsident des Grossen Rates, Advokat und Notar, Bitsch

· Brunhilde Matter, Gemeinderätin, Leuk-Stadt

· Paul-Henri Moix, Delegierter für Institutionen, DVIS, Sitten

· Fernand Nanchen, Grossrat, Gemeindepräsident von Lens

· Olivier Schnyder, Generalsekretär des Verbandes Walliser Gemeinden, Steg.

Als Protokollführer amtete Michel Delacrétaz, Jurist bei der Staatskanzlei.

Die Kommission bildete drei Arbeitsgruppen: Die erste befasste sich mit aktiver Information (Information von Amtes wegen), die zweite mit passiver Information (Recht auf Zugang zu Information) und die dritte schliesslich mit den Auswirkungen des vorliegenden Gesetzes auf das Gesetz über den Schutz von Personendaten. 
Die Kommission hielt zwischen dem 20. Januar und dem 17. Juni 2004 vier Vollversammlungen ab. Die Arbeitsgruppen trafen sich mehrfach, je nach Fortschritt der Arbeiten zu ihrem jeweiligen Mandat. Der Vorentwurf zum Gesetz über die Information der Öffentlichkeit und den Zugang zu Dokumenten und ein erklärender Bericht sind das Ergebnis dieser Kommissionsarbeiten. Anlässlich ihrer letzten Sitzung nahm die Kommission den vorliegenden Vorentwurf einstimmig an.
Bericht und Vorentwurf werden dem gewohnten Vernehmlassungsverfahren folgen. Die verschiedenen Stellungnahmen werden anschliessend zusammengetragen.

2.
 Situation in der Schweiz und im Ausland

2.1 
Allgemein.  Das Informieren über die Tätigkeiten der staatlichen Organe wurde mit dem Ende des 2. Weltkriegs zusehends wichtiger. In der Schweiz dauerte es aber bis Ende der 60er-Jahre, bis die ersten grossen Gemeinwesen mit eigenen Informationsdiensten oder entsprechenden Reglementen und Weisungen aufwarteten. Diese Form von Information wird gemeinhin „aktive Information“ oder „Information von Amtes wegen“ genannt. Sie hängt vollständig von der Initiative und dem Willen der Behörde ab, womit ihre Grenzen bereits aufgezeigt wären. Die Idee, dass die aktive Information durch ein individuelles Bürgerrecht auf Zugang zu amtlichen Dokumenten und eine unabhängige Kontrollinstanz für die Anwendung dieses Rechts ergänzt werden muss, findet deshalb immer mehr Anklang. Diese Art von Information nennt sich „passive Information“ oder „Information auf Verlangen“. Es geht also darum, vom jahrhundertealten Geheimhaltungsprinzip, welches in Ausnahmefällen Öffentlichkeit erlaubt, zum Öffentlichkeitsprinzip, welches in Ausnahmefällen Geheimhaltung vorschreibt, überzugehen.   
2.2
Auf Bundesebene begannen die Diskussionen zur Einführung des Öffentlichkeitsprinzips für die Verwaltungstätigkeiten anfangs der 80er-Jahre, doch erst im Jahre 1998 wurde eine Arbeitsgruppe mit Vorbereitungsarbeiten beauftragt. Im April 2000 wurde ein Vorentwurf in die Vernehmlassung geschickt. Am 12. Februar 2003 genehmigte der Bundesrat die Botschaft zum Bundesgesetz über die Öffentlichkeit der Verwaltung (BB 2003, S. 1963 ff.) angenommen.

Der Bundesentwurf beschränkt sich auf das Öffentlichkeitsprinzip (Recht auf Zugang zu Information) und befasst sich nicht mit der aktiven Information, da diese schon in verschiedenen Bestimmungen der Spezialgesetzgebung behandelt wird (insbesondere Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetz).
Der Ständerat prüfte am 9. Dezember 2003 den Gesetzesentwurf und brachte keine grösseren Änderungen an. Er nahm ihn anschliessend einstimmig an. Am 30. Januar 2004 beschloss die staatspolitische Kommission des Nationalrates Eintreten. Die Prüfung ist momentan im Gange. 
2.3
Auf kantonaler Ebene kennen nur die Kantone Bern, Solothurn, Genf, Waadt und Jura ein generelles Zugangsrecht, welches jeder Person – ohne dass ein legitimes Interesse nachgewiesen werden muss – ein subjektives Recht auf Einsicht in amtliche Akten verleiht, sofern keine überwiegenden öffentlichen oder privaten Interessen entgegenstehen.

Art. 17 Abs. 3 der neuen Verfassung des Kantons Bern vom 6. Juni 1993 („Jede Person hat ein Recht auf Einsicht in amtliche Akten, soweit keine überwiegenden öffentlichen oder privaten Interessen entgegenstehen“) verankerte erstmals in der Schweiz den Grundsatz der Öffentlichkeit der staatlichen Tätigkeiten mit einigen Ausnahmefällen, in denen Geheimhaltungspflicht besteht. Diese Bestimmung wurde durch das Gesetz vom 2. November 1993 über die Information der Bevölkerung und die dazugehörige Verordnung konkretisiert.

Im Kanton Genf trat am 1. März 2002 das Gesetz über die Information der Öffentlichkeit und den Zugang zu Dokumenten (Loi sur l’information du public et l’accès aux documents) vom 5. Oktober 2001 in Kraft. Im Kanton Solothurn wurde am 2. Dezember 2001 das Informations- und Datenschutzgesetz vom 21. Februar 2001 vom Volk angenommen. Das Parlament des Kantons Waadt verabschiedete am 24. September 2002 ein Informationsgesetz (Loi sur l’information), welches am 1. September 2003 in Kraft trat; das Parlament des Kantons Jura beschloss am 4. Dezember 2002 das Gesetz über die Information und den Zugang zu amtlichen Dokumenten (Loi sur l’information et l’accès aux documents officiels), welches am 1. März 2003 in Kraft trat. Das Solothurner Informations- und Datenschutzgesetz vom 21. Februar 2001 bildete am 2. Dezember 2001 Gegenstand einer Volksabstimmung und trat am 1. Januar 2003 in Kraft. 
Im Kanton Tessin wurde am 18. Juni 2001 ein Vorprojekt zu einem Gesetz über den Zugang zu amtlichen Dokumenten und über die Information der Öffentlichkeit (avamprogetto di Legge sulla pubblicità dei documenti amministrativi e sull’informazione del pubblico) vorgelegt, eine Vernehmlassung dazu wurde Ende 2001 durchgeführt. Der Tessiner Staatsrat möchte jedoch das Inkrafttreten des Bundesgesetzes über die Öffentlichkeit der Verwaltung (BGÖ) abwarten, bevor er einen Entwurf vorlegt. Dies dürfte Ende 2004/Anfang 2005 der Fall sein.
Im Kanton Neuenburg wurde das Öffentlichkeitsprinzip in der neuen Kantonsverfassung verankert, die am 1. Januar 2002 in Kraft trat. Ein Gesetzes-Vorentwurf wurde dem Staatsrat im Mai 2004 vorgelegt. Der Gesetzesentwurf dürfte dem Grossen Rat Anfang 2005 vorgelegt und voraussichtlich Anfang 2006 in Kraft treten. Auch die neuen Verfassungen der Kantone Schaffhausen, St. Gallen und Freiburg (16. Mai 2004) führen das Öffentlichkeitsprinzip ein. Die Arbeiten für das Freiburger Informationsgesetz haben im März 2004 begonnen.

Einzelne Kantone haben die Informationsfreiheit zwar zu einem Recht auf Information ausgedehnt, wobei allerdings der Nachweis eines schutzwürdigen Interesses verlangt wird (Basel-Landschaft; Appenzell Ausserrhoden).

Es gilt auf den Spezialfall Solothurn hinzuweisen, wo 2001 ein Gesetz verabschiedet wurde, welches gleichzeitig den Datenschutz und den Zugang zu amtlichen Dokumenten regelt. Die Kantone Zürich und Aargau wollen dem Beispiel von Solothurn folgen.

2.4
Im Ausland kennt man das Öffentlichkeitsprinzip in mehreren Ländern. Schweden nimmt dabei eine Pionierrolle ein, denn bereits 1766 führte man in Schweden das Prinzip ein, wonach jeder schwedische Bürger das Recht auf Einsichtnahme in amtliche Dokumente hat (Schwedisches Grundgesetz über die Presse, Kapitel 2, Art. 1). Die anderen nordischen Länder (Finnland, Norwegen, Dänemark) sind dem Beispiel Schwedens nach dem 2. Weltkrieg gefolgt. In den Vereinigten Staaten wurde 1966 der Freedom of Information Act (FOIA) verabschiedet, an welchem sich mehrere Länder orientierten u.a. Australien, Kanada, Irland, Ungarn und Neuseeland. Von den Staaten in unserer näheren Umgebung gilt es Italien zu erwähnen, wo das Öffentlichkeitsprinzip 1990 eingeführt wurde, oder Belgien wo dies 1994 geschah. In Deutschland wird das Recht auf Information auf Ebene der verschiedenen Bundesländer geregelt (60er-Jahre: Pressegesetze. Ab 1998: allgemeine Gesetze über den Zugang zu amtlichen Dokumenten). Ein bundesweites Gesetz steht noch aus. In Frankreich darf seit der Einführung des Gesetzes vom 17. Juli 1978 jede Person in Dokumente ohne Namensnennung Einsicht nehmen.
In der Europäischen Union wird durch Art. 255 des Vertrages von Amsterdam der Zugang zu Dokumenten der Organe der Europäischen Union gewährt. Art. 1: „Jeder Unionsbürger sowie jede natürliche oder juristische Person mit Wohnsitz oder Sitz in einem Mitgliedstaat hat das Recht auf Zugang zu Dokumenten des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission vorbehaltlich der Grundsätze und Bedingungen, die nach den Absätzen 2 und 3 festzulegen sind.“ Art. 2: „Die allgemeinen Grundsätze und die aufgrund öffentlicher oder privater Interessen geltenden Einschränkungen für die Ausübung dieses Rechts auf Zugang zu Dokumenten werden vom Rat binnen zwei Jahren nach Inkrafttreten des Vertrags von Amsterdam gemäß dem Verfahren des Artikels 251 festgelegt.“ 
Art. 3: „Jedes der vorgenannten Organe legt in seiner Geschäftsordnung Sonderbestimmungen hinsichtlich des Zugangs zu seinen Dokumenten fest.“

Diese Sonderbestimmungen wurden in der Verordnung Nr. 1049/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2001 über den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission festgelegt.

2.5 
Europarat. Am 21. Februar 2002 nahm das Ministerkomitee des Europarats die Empfehlung Rec(2002)2 betreffend Zugang zu amtlichen Dokumenten an. Diese lädt die Mitgliedsstaaten – darunter auch die Schweiz – ein, angesichts der Wichtigkeit einer transparenten öffentlichen Verwaltung und der sofortigen Verfügbarkeit von Informationen zu Fragen allgemeinen Interesses in einer pluralistischen demokratischen Gesellschaft, den Schritt Richtung Öffentlichkeitsprinzip zu wagen.
3. 
Die wichtigsten Stossrichtungen des Vorentwurfs

Der Vorentwurf lässt sich in drei Teile gliedern. Erstens werden im Sinne der Transparenz des Staates Normen aufgestellt, welche jedem und jeder die Möglichkeit geben, den Sitzungen der gesetzgebenden und richterlichen Behörden beizuwohnen (2. Kapitel). Diese Normen existieren meist schon. Der Vorentwurf systematisiert und präzisiert diese bloss, ohne eigentliche Neuerungen einzubringen. Insbesondere gilt zu beachten, dass die Sitzungen der ausführenden Behörden weiterhin nicht öffentlich sind.
Zweitens behandelt der Vorentwurf die aktive Information, welche von den Walliser Behörden bereits seit einiger Zeit auf allen Ebenen betrieben wird (3. Kapitel). Dabei werden die Grundregeln der aktiven Information genannt: Die Behörden informieren regelmässig, von sich aus, genau, vollständig, klar und rasch. Von den Behörden wird verlangt, dass sie einen Informationsverantwortlichen bezeichnen, damit die Information nicht dem Zufall überlassen wird. Ausserdem unterscheidet das Gesetz, ob es sich um gesetzgebende, ausführende oder richterliche Behörden handelt. Dabei wird die vorherrschende Praxis gesetzlich verankert, was mit der Zeit auf allen Ebenen zu mehr Klarheit und qualitativ besserer Information führen dürfte.
Drittens wird mit dem Vorentwurf für die ganze Staatstätigkeit das Öffentlichkeitsprinzip eingeführt. Dies ist die wichtigste Neuerung, welche das Gesetz mit sich bringt. Laut dem Ministerkomitee des Europarats erlaubt dieses Prinzip der Öffentlichkeit, sich eine kritische Meinung zu bilden über den Stand der Gesellschaft, in der sie lebt, und über die Behörden, die sie regieren, wobei der Miteinbezug der Öffentlichkeit in Geschäfte von allgemeinem Interesse und deren Verständlichkeit gefördert wird. Das Öffentlichkeitsprinzip begünstige die Effizienz der Verwaltung und trage dazu bei, dass ihre Integrität gewahrt bleibe sowie ihre Legitimität und das Vertrauen in ihre Behörden gestärkt werde – siehe Empfehlung Rec(2002)2. Anders gesagt: Durch diese Neuerung wird das Funktionieren des Staates nicht etwa geschwächt, sondern die Demokratie gestärkt und dadurch die Einzelperson in der Gesellschaft besser integriert.
Es versteht sich von selbst, dass eine absolute Transparenz nicht in Frage kommt. In der Staatstätigkeit muss es „Diskretionszonen“ geben, um wichtigen öffentlichen oder privaten Interessen Rechnung zu tragen. Solche Ausnahmen vom Öffentlichkeitsprinzip müssen aber engmaschig definiert werden, damit das Prinzip nicht untergraben wird. Ausserdem muss es ein effizientes Kontrollverfahren geben, wobei die Behörde, welche ein Gesuch um Information erhält, nicht gleichzeitig Richter und Partei sein kann. Wir haben uns für eine Lösung entschieden, mit welcher einer Zunahme der Gerichtsverfahren entgegengewirkt werden kann: der Mediator. Dieser hat zwar keine Entscheidungsbefugnis, dürfte aber aufgrund seiner Stellung als moralische Instanz und seiner Befugnis, die Öffentlichkeit über gewisse Themen, die er als wichtig erachtet, zu informieren eine wichtige Rolle für die effiziente Handhabung des Rechts auf Information spielen.
Die Definition des Geltungsbereichs des Öffentlichkeitsprinzips wurde sehr sorgfältig angegangen. Es ist wichtig, dass die neue Gesetzgebung nicht nur für den Kanton, sondern auch für die Gemeinden sowie für die kantonalen und kommunalen öffentlich-rechtlichen Gemeinwesen und Körperschaften gilt. Neben den Verwaltungen müssen auch die Behörden und die von ihnen abhängigen Kommissionen dem Gesetz unterstellt werden. Will man ein Öffentlichkeitsprinzip, welches diesen Namen auch verdient, so müssen ebenfalls alle juristischen Personen und andere Organisationen, an welchen öffentliche Gemeinwesen Mehrheitsbeteiligungen halten sowie alle mit öffentlichen Aufgaben betrauten Stellen miteinbezogen werden. Dabei gilt für gewinnorientierte Unternehmen ein Vorbehalt, falls ihnen aus der Unterstellung unter das Öffentlichkeitsprinzip ein erheblicher Wettbewerbsnachteil erwachsen würde. 
Wie die anderen Kantone mit Öffentlichkeitsprinzip schliessen auch wir die Gerichtsbehörden nicht vom Geltungsbereich des neuen Gesetzes aus. Es gilt aber zu beachten, dass auf viele vorrangige Gesetze zur Gerichtsorganisation und Prozessordnungen verwiesen wird. Für Dokumente, die Zivilverfahren, Strafverfahren, Verfahren der Rechts- und Amtshilfe, Verfahren der Staats- und der Verwaltungsrechtspflege sowie Schiedsverfahren betreffen, richtet sich der Zugang (Recht auf Akteneinsicht im Verfahren) weiterhin nach den entsprechenden Spezialgesetzen.
Informationen, die aufgrund eines Spezialgesetzes nicht im Geltungsbereich des vorliegenden Vorentwurfs liegen, unterliegen auch nicht dem Öffentlichkeitsprinzip (z.B. Art. 22 GORBG – 171.1. und Art. 36 und 37 RGR – 171.100). Der Vorentwurf gewährt dem Bürger in diesen Fällen keinen Zugang, gewisse spezielle Zugangsregelungen bleiben also bestehen. Anders ausgedrückt: Gibt es für eine spezifische Frage eine spezifische Norm, so ist diese anwendbar. Falls jedoch keine spezielle Regelung gefunden werden kann, so ist der vorliegende Gesetzes-Vorentwurf massgebend. Das Amtsgeheimnis wird überdies nicht angetastet, seine Tragweite hängt aber neu von den vorliegenden gesetzlichen Bestimmungen ab. Das Amtsgeheimnis wird nur für geschützte Informationen im Sinne des vorliegenden Vorentwurfs und der das Amtsgeheimnis betreffenden Spezialgesetze weiter bestehen.
II.
Kommentar zu den wichtigsten Gesetzesbestimmungen
In Art. 1 wird das Hauptziel des vorliegenden Gesetzes beschrieben, nämlich die Gewährleistung der Transparenz aller staatlichen Tätigkeiten, um so einerseits die freie Meinungsbildung und andererseits die Teilnahme am öffentlichen Leben zu fördern. Es versteht sich von selbst, dass die Teilnahme am öffentlichen Leben alle betrifft: natürliche und juristische Personen, Frauen wie Männer, gleichgültig welcher Nationalität, ob im Kanton wohnhaft oder nicht (siehe Art. 2 Bst. b, c und d und Art. 3). 
Das neue Gesetz unterscheidet zwischen drei Informationsarten:

1. Der Zugang der Öffentlichkeit zu den Sitzungen der Behörden unter Vorbehalt der Bestimmungen des vorliegenden Gesetzes und bestimmter Spezialgesetze.

2.
Die aktive Information, welche die Behörden von sich aus vornehmen und anhand derer die Öffentlichkeit ausreichend über Fragen von allgemeinem Interesse informiert wird. Dabei ist den Grundsätzen der Transparenz, Klarheit, Wahrheitstreue, Schnelligkeit und Gleichbehandlung Rechnung zu tragen.

3.
Information auf Verlangen. Jeder und jede hat das Recht, in dem vom Gesetz vorgesehenen Rahmen einfache Auskünfte zu verlangen, Informationen über die staatlichen Tätigkeiten zu erhalten und Dokumente der Verwaltung zu konsultieren.

Dabei sind Zweckmässigkeit, Gebrauch und Art der Information unerheblich, sei es nun beispielsweise zu politischen Zwecken oder kurz vor einer Abstimmung.

Das allgemeine Zugangsrecht, welches durch das vorliegende Gesetz gewährt wird, beschränkt sich nicht nur auf das Zurverfügungstellen von materiellen Dokumenten, sondern beinhaltet auch das Recht auf Auskünfte oder Erklärungen von Seiten der Behörden.

In Art. 2 wird der Geltungsbereich des Gesetzes genannt, nämlich die Gesamtheit der Kantons-  und Gemeindebehörden (Abs. 1): Dabei müssen die Behörden Urherber des gesuchten Dokuments sein. 
In Buchstabe Abs. 2 Bst. a werden die „klassischen“ Behörden definiert, Buchstabe b betrifft die kantonalen oder kommunalen Gemeinwesen und Anstalten sowie öffentlich-rechtliche Körperschaften, unter die sich alle Institutionen wie beispielsweise das Gesundheitsnetz Wallis (SGS/VS 800.100) subsumieren lassen, die Spitäler, das Zentralinstitut der Walliser Spitäler, das Walliser Zentrum für Pneumologie, die Ausgleichskasse, die kantonale Arbeitslosenkasse (siehe auch Reglement betreffend die Delegation von finanziellen Kompetenzen des Staatsrates an seine
Departemente, Dienststellen und Institutionen vom 20. Mai 1981, SGS/VS 611.101). In Buchstabe c wird den Fällen, in denen ein Gemeinwesen eine Mehrheitsbeteiligung an einer privatrechtlichen Organisation hat, Rechnung getragen. Als klassisches Beispiel lässt sich die Walliser Kantonalbank (WKB) anführen.
Buchstabe d bezieht sich auf Buchstabe c, wobei jene Fälle berücksichtigt werden, in denen natürliche Personen oder Organisationen öffentlich-rechtliche Aufgaben auf Delegation einer Behörde hin ausführen (z.B. Kantonale Zentrale für Getreide – SGS/VS 916.110; kantonaler Gastgewerbefonds SGS/VS 935.305; gewisse Konferenzen und Versammlungen, z.B. Konferenz der Gemeindepräsidenten). Oft wird man von Fall zu Fall entscheiden müssen, ob eine natürliche oder juristische Person oder eine andere Organisation Art. 2 Abs. 2 Bst. c und d unterstellt ist.
Buchstabe e bezieht sich auf Behörden im Sinne der vorangehenden Buchstaben, die sich aus regionalpolitischen, synergietechnischen oder wirtschaftlichen Gründen zusammengeschlossen haben, wie z.B. die Spitäler oder die Satom usw. Die Kommission ist sich bewusst, dass das Gesetz nicht alle Spezialfälle detailliert abdeckt. Nehmen wir zum Beispiel den Fall eines suprakantonalen oder supranationalen Verbandes: Dieser kann nicht gänzlich vom Geltungsbereich des vorliegenden Gesetzes ausgeschlossen werden. Zwei Szenarien sind vorstellbar: Wenn ein Walliser Gemeinwesen – kantonal oder kommunal – die Hoheit innehat (insbesondere im Sinne von Bst. c Schluss), so ist das Gesetz für die Behörde, welche für die Information zuständig ist, anwendbar. In allen anderen Fällen müssen alle involvierten Gesetzgebungen berücksichtigt werden (Territorialitätsprinzip der Gesetze). Solche Fälle werden wohl vielfach durch den Mediator oder – gestützt auf die Entwicklung der Rechtsprechung – die Gerichte geregelt werden. Für den Fall, dass natürliche Personen in Vertretung einer Behörde in Organen von juristischen Personen oder anderen privatrechtlichen Organisationen, an denen die Behörde eine Minderheitsbeteiligung hält, Einsitz nehmen, müssen diese Personen aufgrund des vorliegenden Gesetzes die Behörde, die sie vertreten, informieren. Diese entscheidet darüber, ob eine Information gemäss den Bestimmungen des vorliegenden Gesetzes erfolgen soll oder nicht.

Nachdem der Geltungsbereich in Art. 2 Abs. 2 ausführlich definiert wurde, schien es nötig, in Abs. 3, für den Fall einer schwerwiegenden Beeinträchtigung der Wettbewerbsfähigkeit der in Buchstabe b, c und d genannten Behörden, diese vom Geltungsbereich des Gesetzes auszuschliessen. Diese Bestimmungen werden aber nur selten zur Anwendung gelangen, um das Gesetz nicht zu untergraben. Es gilt zu beachten, dass die Wettbewerbsfähigkeit der unter dieses Gesetz unterstellten Behörden durch die Wahrung des Geschäftsgeheimnisses (Art. 23 Abs. 3 Bst. b) gewährleistet wird.
In Art. 4, 5 und 6 wird die grundsätzliche Öffentlichkeit der Sitzungen beschrieben, wobei die Exekutiven – die unter Ausschluss der Öffentlichkeit tagen – eine wichtige Ausnahme bilden. Was den Vorbehalt in Art. 5 Bst. c angeht, so kann ein solcher nur wirksam werden, wenn hiefür eine generell-abstrakte materielle und/oder formelle Bestimmung existiert. 
Die in Art. 5 Abs. 2 genannten Medien umfassen nicht nur die Printmedien, sondern auch die elektronischen Medien (Radio, Fernsehen usw.) und die Pressefotografen.
Das in Art. 7 Abs. 2 definierte Recht der Medien umfasst auch Direktübertragungen oder Aufzeichnungen von Debatten per Radio oder Fernsehen, unter Vorbehalt, dass der Ratsbetrieb nicht gestört wird und private sowie öffentliche Interessen gewahrt werden. In unserer heutigen „visuellen Gesellschaft“ wird man dem ungestörten Ablauf der Beratungen wohl besonderes Gewicht beimessen müssen. Bei Gerichtsverhandlungen sind Bildaufnahmen weiterhin nur in Ausnahmefällen gestattet.
In Art. 8 bis 18 (3. Kapitel) wird die Information umschrieben, welche die Behörden von sich aus vornehmen, wobei das 4. Kapitel (Art. 19 bis 24) vom Zugangsrecht zu Dokumenten handelt.

Laut Art. 8 muss über alles, was die Öffentlichkeit interessiert, informiert werden. Sie darf nicht fragmentarisch, verspätet oder unverständlich sein, sondern die Information hat regelmässig, aus eigenem Antrieb, genau, vollständig, klar und rasch zu erfolgen. Propaganda ist ausgeschlossen. Bei den regionalen Bedürfnissen in Abs. 4 geht es nicht nur um die Verwendung der zwei offiziellen Kantonssprachen, sondern – in Berücksichtigung der sozialen und kulturellen Aspekte – auch darum, dass nötigenfalls gewisse praktische Informationen in ausländischen Sprachen verbreitet werden, wenn diese Sprachen von einem grösseren Bevölkerungsanteil gesprochen werden. 
Art. 9 bezeichnet die Medien als grundsätzlichen Verbreitungsvektor der Information. Jegliche Abhängigkeit der Medien von den Behörden – wie Kontrolle oder Aufzwingung einer Sichtweise – soll verhindert werden. Dieser Artikel beschneidet jedoch in keiner Weise das Recht der Gemeinwesen, für die Verbreitung von spezifischen, nicht über die üblichen Medien verbreitbaren Informationen eigene Internetseiten zu betreiben oder andere Kommunikationsmittel zu verwenden wie z.B. Aushänge oder Haushaltsmailings. Die Behörde muss den verschiedenen Bedürfnissen der Medien Rechnung tragen. Eine Internetseite hat nicht die gleichen Bedürfnisse wie eine Tageszeitung oder eine Fachzeitschrift, ein Lokalradio oder eine nationale Fernsehstation. In Abs. 2 wird sichergestellt, dass alle Medien gleich behandelt und ihren Bedürfnissen, insbesondere jenen der traditionellen Medien (Zeitung, Radio, TV), Rechnung getragen wird. So kann eine Behörde beispielsweise nicht eine Information an eine Zeitung weitergeben und gleichzeitig einem Lokalradio vorenthalten, weil sich dieses wenig kooperativ zeigt.

Der Arbeitsaufwand des in Art. 10 genannten Informationsverantwortlichen hängt von der Wichtigkeit der Behörde ab. Der Informationsverantwortliche muss nicht unbedingt vollamtlich tätig sein. Auf kommunaler Ebene kann beispielsweise der Gemeindeschreiber diese Aufgabe übernehmen.
Art. 11, bis 13 übernehmen die in den Reglementen der jeweiligen Behörden bereits enthaltenen oder sich aus deren Praxis ergebenden Rechte und Pflichten im Zusammenhang mit aktiver Information (Art. 22 und 95 GORBG usw.) und stellen somit keine wichtige Neuerung dar, ausser Art. 12 Abs. 2, wonach der Staatsrat auch jene Dokumente veröffentlichen muss, welche für das Verständnis seiner Entscheide unabdingbar sind (Gutachten, Studien, Berichte usw.), sofern dies nicht einem überwiegenden öffentlichen oder privaten Interesse entgegensteht. Mit „veröffentlichen“ ist nicht etwa nur die Möglichkeit gemeint, diese Dokumente beispielsweise in einem Haushaltsmailing an alle zu verschicken. Es reicht aus, wenn die Behörde die Dokumente über die üblichen Kanäle (Mitteilungen, E-Mail, Internetseiten usw.) verbreitet. Dies gilt auch für die Gemeinden (Art. 13 Abs. 2). Diese können zu diesem Zweck von allen angemessenen Mitteln Gebrauch machen: Aushang, Auflage der Dokumente auf der Gemeindekanzlei, Internetseite, Informationsblatt usw. Die Kommission hat lange darüber beraten, ob es zweckmässig sei, die Auszüge aus dem Protokoll der Sitzungen des Staatsrates oder die Protokolle der Sitzungen der Gemeinde- und Burgerexekutiven zu veröffentlichen. Schliesslich hat sie auf diese Neuerung verzichtet, insbesondere um die freie Meinungsäusserung in den Exekutiven nicht zu gefährden. inde- und Burgerexekutiven zu verönn







 
Art. 14 bis 17 beziehen sich auf die aktive Information der Gerichtsbehörden, welche jedoch weitgehend den jeweiligen Verfahrensregeln unterworfen sind. Nichtsdestotrotz geht aus Art. 14 klar hervor, dass die Gerichtsbehörden über ihre Rechtsprechungs- und Verwaltungstätigkeiten informieren müssen, wenn ein öffentliches Interesse besteht. 
Art. 15 und 16 unterscheiden, ob es sich um laufende oder abgeschlossene Verfahren handelt.

Art 16 ist nichts anderes als die gesetzliche Verankerung der bereits bestehenden Praxis des Kantonsgerichts, Entscheide, welche für die Rechtsfortbildung von Bedeutung sind, in der Zeitschrift für Walliser Rechtsprechung zu veröffentlichen.

Art. 19 definiert den Umfang der Information der Polizeibehörden und sieht für diese die gleiche Informationspflicht wie für die anderen Behörden vor. Dazu gehört auch die kantonale Katastrophenzelle KAZE (Art. 6 des Gesetzes über die Organisation im Falle von Katastrophen, 501.1). 
Da die Gemeindepolizeibehörden auf Delegation der ausführenden Behörde hin arbeiten, dürfte auch hier die Erfüllung der Informationspflicht sichergestellt sein. Die Information liegt im Verantwortungsbereich des für die Polizei zuständigen Gemeinderats. Abs. 2 legt indes die Informationsbefugnisse im Zusammenhang mit Ermittlungs- und Untersuchungsverfahren in die Hände der Gerichtsbehörden. In Abs. 5 wird daran erinnert, dass die legitimen Interessen der betroffenen Parteien sowie Dritter zu wahren sind, die Unschuldvermutung gilt und den Interessen der Untersuchung gemäss den Verfahrensregeln Rechnung zu tragen ist.
In Art. 20 bis 24 (4. Kapitel) finden sich die wichtigsten Neuerungen, welche dieser Gesetzes-Vorentwurf mit sich bringt. Es handelt sich um die Normen für den Zugang zu amtlichen Dokumenten. Der Zugang zu Dokumenten stellt somit neben der Öffentlichkeit der Sitzungen und der generellen Informationspflicht den dritten wichtigen Pfeiler einer liberalen Informationspolitik dar.
Art. 20 legt eine allgemeine Zugangsberechtigung fest, die unabhängig von Wohnsitz, Nationalität oder Geschäftssitz ist, wobei Prozessordnungen und Spezialgesetze vorbehalten bleiben. Diese beiden Vorbehalte sind nichts Neues.
Art. 21 Abs 1 und 2 sind Schlüsselstellen, da hier definiert wird, was unter „amtliche Dokumente“ zu verstehen ist. So liegt jedes Dokument, welches dieser Definition nicht entspricht resp. welches der Definition von Abs. 3 entspricht, nicht im Geltungsbereich des vorliegenden Gesetzes. 
„Dokument“ ist dabei unabhängig vom Informationsträger zu verstehen: Als Dokument gelten Berichte, Stellungnahmen, Gutachten, Entscheide, Gesetzesentwürfe, Statistiken, Skizzen, Pläne, Ton- und Bildaufnahmen, elektronische Dokumente wie z.B. E-Mail-Nachrichten oder Internetseiten. 
Dazu gehören auch Dokumente, die den entsprechenden Dokumenten zugrunde liegen, wie z.B. Korrespondenz, Studien, Protokolle usw. (siehe Art. 21. Abs. 2). Es kommt also nicht auf die Form des Dokumentes an. 
Auch die für die interne Kommunikation oder spezielle Zwecke verwendeten Informatiknetze (Intranet oder Extranet) der unter das vorliegende Gesetz unterstehenden Behörden sind davon nicht ausgenommen. Das Öffentlichkeitsprinzip verlangt jedoch nicht, dass die Behörde von sich aus alle zugänglichen Dokumente öffentlich macht. Wer beispielsweise Zugang zu einem sich auf dem Intranet befindlichen Dokument möchte, muss das dafür im vorliegenden Gesetz vorgesehene Verfahren befolgen: Er muss dies in Form eines Gesuchs tun, welches genügend genaue Angaben enthält und sich auf ein bestimmtes oder mehrere bestimmte Dokumente beziehen muss. Das Dokument muss einen Informationswert aufweisen.
Das Dokument muss in seiner definitiven Version vorliegen (fertig gestellt); nicht fertig gestellte Dokumente sind keine amtlichen Dokumente. Als nicht fertig gestellte Dokumente gelten beispielsweise Texte mit Streichungen oder Anmerkungen – sei es nun auf Papier oder elektronisch – die noch korrigiert werden müssen, Übersichtstabellen, an denen noch gearbeitet wird, provisorische Fassungen von Berichten, Entwürfe in Ausarbeitung, Sitzungsnotizen, informelle Arbeitsnotizen, Text-Rohfassungen, schriftliche Gedankenstützen im Hinblick auf ein Treffen usw.
Auch wenn Art. 21 Abs. 2 eine fast abschliessende Liste mit nicht fertig gestellten Dokumenten enthält, so sind die Begriffe „fertig gestelltes Dokument“ und „nicht fertig gestelltes Dokument“ (sich in Bearbeitung befindliches Dokument) rechtlich nicht vollständig bestimmbar, so dass im vorliegenden Gesetz keine präzise generell-abstrakte Definition gegeben werden kann. In der Praxis und der Rechtsprechung werden verschiedene Elemente angeführt, die je nach Fall mehr oder weniger ausschlaggebend für die Definition sind. Als wohl wichtigste Indizien für die Fertigstellung eines Dokuments gelten aber wohl die Unterschrift und die Genehmigung.
Umgekehrt bedeutet eine fehlende Genehmigung oder Unterschrift für einen Bericht nicht zwingend, dass dieser nicht dem vorliegenden Gesetz unterworfen ist, sofern andere Indizien vorhanden sind. Ein weiteres Indiz für die Fertigstellung liegt vor, wenn das Dokument an eine andere Verwaltungsbehörde oder einen Adressaten ausserhalb der Verwaltung weitergeleitet wurde. 
Ein weiteres Indiz für den offiziellen Charakter eines Dokuments liegt vor, wenn beispielsweise ein Departement auf Anfrage des Staatsrats zu einem bestimmten Thema Stellung nimmt. Ein fertig gestelltes amtliches Dokument liegt mit hoher Wahrscheinlichkeit auch dann vor, wenn eine Dienststelle des Staates auf Verlangen einer Behörde eine Stellungnahme abgibt. Dieses ist zugänglich, sofern kein öffentliches Interesse dagegen spricht. Ein weiteres Beispiel sind Berichte, welche die Verwaltung den Adressaten bereits zugestellt hat, von denen letztere aber noch nicht Kenntnis genommen haben, wie z.B. der Bericht einer departementsübergreifenden Arbeitsgruppe.
Zusammenfassend lässt sich der Mechanismus aus zwei Perspektiven beschreiben: Ist ein Dokument nicht öffentlich, so ist es geheim. Ist ein Dokument geheim, so ist es nicht öffentlich. Ein Dokument kann also laut vorliegendem Gesetz immer nur entweder öffentlich oder geheim sein oder – um es mit den Worten des Gesetzestextes zu sagen – für eine Person zugänglich sein oder nicht.
Art. 22 definiert die verschiedenen rechtlichen Formen des Zugangs zu Dokumenten (Einsichtnahme vor Ort, Anfertigung von Kopien, Zustellung). Eine blosse mündliche Auskunft ist ebenfalls möglich. Der Verweis auf die Bundesgesetzgebung betreffend das geistige Eigentum bedeutet, dass eine Kopie eines amtlichen Dokuments nicht einfach nach Gutdünken in grosser Anzahl vervielfältigt werden kann. Wenn es sich um ein gemäss Art. 2 des Urheberrechtsgesetzes geschütztes Werk handelt, ist eine Vervielfältigung nur zum Eigengebrauch im Sinne von Art. 19, 25 (Zitate) und 28 (Berichterstattung über aktuelle Ereignisse) erlaubt.
In Art. 23 werden die Ausnahmefälle präzisiert, in denen der Zugang zu amtlichen Dokumenten aufgrund öffentlicher oder privater Interessen nicht möglich ist. Die Liste der öffentlichen Interessen ist abschliessend, jene der privaten Interessen nicht. Die definierten Ausnahmen geben den Behörden einen gewissen, jedoch nicht unbegrenzten Ermessensspielraum. So kann beispielsweise der Zugang zu Dokumenten während eines Entscheidungsprozesses von der Behörde nicht mit dem Grund verweigert werden, dass sie dadurch unter Druck geraten würde. Es muss sich ausdrücklich um eine „erhebliche“ Beeinträchtigung des Entscheidungsprozesses handeln. Gleiches gilt auch, wenn der Zugang zu Dokumenten die Durchführung konkreter behördlicher Massnahmen beeinträchtigen könnte: Auch hier darf der Zugang nur verweigert werden, wenn es sich um eine „erhebliche“ Beeinträchtigung handelt. "erhelbich um eine "erhelbkönnte: auch ehörlivaten Interessen nicht.


































 Die bei den privaten Interessen aufgeführten Ausnahmen tragen den oftmals heiklen Themen wie schützenswerte Personendaten, Geschäfts- und Berufsgeheimnisse, Informationen von Dritten usw. Rechnung. Es wird Aufgabe des Mediators und der Gerichte sein, für eine angemessene Rechtsprechung zu sorgen.

Der Schutz von Personendaten wird durch Art. 23 Abs. 3 Bst. a und Art. 24 Abs. 2 gewährleistet. Der Schutz von Personendaten als Aspekt des verfassungsmässig garantierten Persönlichkeitsschutzes (Art. 13 Abs. 2 BV) geht dem Recht auf Zugang – wenn auch nicht absolut – im Allgemeinen vor.  

Es ist zu unterscheiden zwischen dem Zugang einer Person zu ihren eigenen Daten und dem Zugang zu Personendaten von Dritten. Der Zugang einer Person zu Daten, die sie selbst betreffen, wird durch die Datenschutzgesetzgebung geregelt. Das Verfahren betreffend Zugang zu amtlichen Dokumenten, die Personendaten von Dritten enthalten, richtet sich hingegen nach den Bestimmungen des vorliegenden Gesetzes. 

Der im vorliegenden Gesetz verwendete Begriff der Personendaten deckt sich mit der Definition von Personendaten in Art. 3 des Bundesgesetzes über den Datenschutz.  

Im Rahmen von Art. 23 Abs. 3 Bst. a wird der Zugang zu einem amtlichen Dokument verweigert, falls das betreffende Dokument Personendaten enthält und dessen Bekanntmachung durch die kantonale Datenschutzgesetzgebung nicht erlaubt ist, es sei denn die Bekanntmachung sei durch ein übergeordnetes öffentliches Interesse gerechtfertigt. 

Art. 24 ist insofern wichtig, als dass er einer unverhältnismässigen Zugangsverweigerung aufgrund von Art. 23 entgegenwirkt. Art. 24 Abs. 1 legt fest, dass – wenn nur ein Teil des fraglichen Dokuments unter die Ausnahme von Art. 23 Abs. 3 Bst. a fällt – die Zugangsbeschränkung auch nur für diesen Teil gilt. Der Zugang zum Rest des Dokuments muss gewährt werden. Die Bekanntgabe von blossen Teilen eines Dokuments macht dann keinen Sinn, wenn dadurch dessen Sinn oder dessen Aussage verändert wird. 

Amtliche Dokumente, die schützenswerte Personendaten enthalten, werden anonymisiert, bevor sie bekannt gegeben werden. Dies kann beispielsweise durch Einschwärzen geschehen. Falls eine Anonymisierung des fraglichen amtlichen Dokuments nicht möglich ist, weil dies einen unverhältnismässigen Aufwand zur Folge hätte, kommt Art. 9 des kantonalen Datenschutzgesetzes zur Anwendung. 

Falls die Gründe, die eine Nichtbekanntgabe eines amtlichen Dokuments im Sinne von Art. 23 des vorliegenden Gesetzes rechtfertigen, von bloss vorübergehender Natur sind, ist der Zugang zum fraglichen amtlichen Dokument zu gewähren, sobald die Gründe nicht mehr vorhanden sind. Von zentraler Bedeutung ist dabei, dass in einem solchen Fall kein erneutes Gesuch um Zugang eingereicht werden muss, sondern die zuständige Behörde die Bekanntgabe von sich aus vornimmt.

Das Verfahren für den Zugang zu Dokumenten wird in Art. 25 bis 29 geregelt. Das Gesuch ist grundsätzlich keiner Formvorschrift unterworfen, muss aber genügend Angaben enthalten, damit eruiert werden kann, welches Dokument gemeint ist. Die Frist ist mit zehn Tagen ziemlich kurz angesetzt. 
Art. 27 Abs. 3 besagt, dass sich die Behörde kooperativ verhalten muss. Der Gesuchsteller darf nicht als Störefried angesehen und sich selbst überlassen werden. Die Behörde hat ihn zu unterstützen, indem sie ihm z.B. hilft, dass gesuchte Dokument genau zu identifizieren. Art. 27 Abs. 4 sieht vor, dass die Behörde im Falle einer Fristverlängerung und eines beschränkten oder verweigerten Zugangs einen summarisch begründeten Entscheid treffen muss. Ein Entscheid im Sinne dieser Bestimmung hat immer schriftlich zu erfolgen (Formvorschrift). Dies bedeutet, dass eine mündliche Antwort der Behörde nicht genügt. Die summarische Begründung scheint für diese Art von Verfahren die angemessenste Lösung zu sein und die Voraussetzungen einer Begründung am besten zu erfüllen (siehe auch Art. 28 Abs. 3).
Gemäss Art. 28 Abs. 3 muss ein Entscheid auch dann begründet werden, wenn die Behörde ein Dokument trotz Einsprache Dritter bekannt geben möchte. Der Zugang zu Dokumenten ist grundsätzlich kostenlos (Art. 29).
In Art. 30 und 31 werden Ablage und Archivierung geregelt. Insbesondere wird die Schaffung von Registern vorgesehen, welche verwaltungsexternen Personen helfen sollen, sich besser zurechtzufinden. Auf die Notwendigkeit von Registern für die Dokumente einer öffentlichen Verwaltung muss wohl nicht näher eingegangen werden. Die Informatik leistet hier eine grosse Hilfe, und dies erst noch zu niedrigeren Kosten.
Art. 32 bis 41 (5. Kapitel) enthalten eine wichtige Neuerung: die Einsetzung eines Mediators, welcher über die richtige Anwendung des Gesetzes wacht.
Art. 32 sieht vor, dass der Mediator und sein Stellvertreter vom Grossen Rat gewählt und vereidigt werden. So wird insbesondere ihre Unabhängigkeit von der Verwaltung garantiert. Der Mediator führt sein Amt in Teilzeit aus und muss über angemessene logistische Mittel verfügen, um rationell und fristgerecht arbeiten zu können. 
Art. 33 nennt die Unvereinbarkeiten. Der Mediator darf keiner Tätigkeit im Medienbereich nachgehen und kein öffentliches Amt im weiteren Sinne bekleiden.
Sein Amt hat mehrere Aspekte: In erster Linie begünstigt er den Zugang zu amtlichen Dokumenten und schlichtet Meinungsverschiedenheiten im Zusammenhang mit der Anwendung des Gesetzes (Art. 34 Abs. 1), auch wenn die Erfahrung mit bestehenden Gesetzgebungen zeigt, dass Konflikte selten sind. 
Neben diesen Hauptaufgaben sensibilisiert er die Behörden für die Anforderungen der Transparenz, berät Privatpersonen und Behörden und informiert die Öffentlichkeit über die Grundsätze des Zugangs zu amtlichen Dokumenten, beispielsweise über die Medien. Schliesslich kann er sich zu Entwürfen von Gesetzestexten äussern (Art. 34 Abs. 2 Bst. e), wenn diese auf die Information oder den Zugang zu Dokumenten Einfluss haben könnten.
Er erstellt jährlich einen Tätigkeitsbericht zuhanden des Grossen Rates und des Staatsrats, womit eine Verlaufskontrolle der praktischen Entwicklung auf diesem Gebiet ermöglicht wird (Art. 36).

Im 6. Kapitel geht es um die Akkreditierung von Journalisten (Art. 37 und 38). Die Akkreditierung bringt dem Journalisten gewisse Rechte und Vorteile, die seine Arbeit erleichtern und beruht vor allem auf einem Vertrauensverhältnis zwischen ihm und den Behörden. Dies bedeutet aber nicht, dass sich akkreditierte Journalisten in irgendeiner Weise den akkreditierenden Behörden unterwerfen müssten. Die Akkreditierung darf nicht zu einem Instrument werden, mit dem die Behörden die Medien kontrollieren.
Wie in der bisherigen Praxis werden den akkreditierten Medien kostenlos behördliche Informationen und die entsprechenden Begleitdokumente zugestellt.

Gemäss Art. 38 kann die Akkreditierung bei Verletzung der Standesregeln vorübergehend aufgehoben werden. Die Aufhebung stellt eine Sanktion dar im Falle eines absichtlich missbräuchlichen Verhaltens, wie z.B. bei Korruption, Erpressung, absichtlicher Fälschung der Information oder irreführender Darstellung. Ein Missbrauch liegt jedoch nicht vor, wenn die Information dazu benutzt wird, eine Behörde zu kritisieren – sei es nun die Behörde, von der die Information stammt oder eine andere Behörde. 
Art. 39 bis 41 (7. Kapitel, Rechtsmittel) verweisen auf die im Gesetz über das Verwaltungsverfahren und die Verwaltungsrechtspflege (VVRG) vorgesehenen Bestimmungen über das Einspracheverfahren (Art. 39 Abs. 1 und 2, Verweis auf Art. 34a ff. VVRG) mit einem Unterschied: Die Einsprache wird zunächst vom Mediator behandelt (Art. 39 Abs. 3, Art. 40, Art. 41), der sich darum bemüht, die Parteien mittels eines Vergleichs zu einer Einigung zu führen. 
Das System funktioniert also folgendermassen:

a) Wird vor dem Mediator ein Vergleich erzielt, so ist dieser endgültig und vollstreckbar.

b) Wird kein Vergleich erzielt, so formuliert der Mediator eine schriftliche Empfehlung und leitet diese an die Parteien weiter.

c) Aufgrund dieser Empfehlung entscheidet die Behörde über den Einspracheentscheid, wobei nur letzterer der Beschwerde unterliegt (Art. 34e Abs. 3 VVRG). 
Der Vorteil dieses Vorgehens liegt darin, dass die Untersuchung nicht „verschleppt“ wird, denn die Einsprache wird dem Mediator von Amtes wegen spätestens 10 Tage nach deren Erhalt durch die Behörde übermittelt (Art. 39 Abs. 3).  So wird das Risiko, dass Einsprachen „vergessen“ werden könnten, auf ein Minimum beschränkt. 
Art. 42 besagt, dass das Verfahren kostenlos ist, es sei denn, es liege ein Missbrauch vor. So kann bei wiederholter missbräuchlicher Einsprache eine Gebühr auferlegt werden (Abs. 2).
Das Beschwerdeverfahren wird gemäss Art. 43 vollständig vom VVRG übernommen. Dies funktioniert folgendermassen:
· Wenn ein Entscheid in den Geltungsbereich des VVRG (Art. 1 und 2 VVRG) fällt, so kommt das allgemeine Verwaltungsverfahren zur Anwendung. Es gilt zu beachten, dass das Kantonsgericht allgemeine Beschwerdeinstanz ist. Der Staatsrat ist folglich nicht Beschwerdeinstanz für Streitsachen im Zusammenhang mit dem Informationsgesetz.
· Wenn ein Rechtsmittelweg im Sinne des VVRG nicht offen steht (z.B. Art. 74 ff. VVWG), muss für jeden Fall – je nachdem, welche Behörde den Entscheid getroffen hat (z.B. Grosser Rat oder Kantonsgericht) – geprüft werden, welches das angemessene Rechtsmittel ist (z.B. staatsrechtliche Beschwerde beim Bundesgericht).

III.
Gesetzliche und finanzielle Auswirkungen

Laut verschiedenen konsultierten Juristen ist der vorliegende Gesetzes-Vorentwurf mit der bestehenden Gesetzgebung kompatibel. Aufgrund der Systematik (viele Ausnahmen und Verweise auf Spezialgesetze) sollte es zu keinen Gesetzeskonflikten kommen. Im Bedarfsfall können diese von den entsprechenden Gerichten gelöst werden. So kann auf Übergangsbestimmungen, mit welchen bestehende Gesetzesbestimmungen allenfalls geändert oder aufgehoben würden, verzichtet werden.
Was die finanziellen Folgen betrifft, so müssen diese in einem vernünftigen und akzeptablen Rahmen bleiben. Die Erfahrungen der Kantone, welche bereits ein solches Gesetz haben, zeigen, dass dem auch so ist. 
Der Grossteil der durch das vorliegende Gesetz verursachten Kosten dürfte auf den in Teilzeit amtierenden Mediator und seine logistische Unterstützung entfallen.

Was die aktive Information angeht, so verfügen der Staatsrat und seine Verwaltung in Form des Informationschefs bereits über entsprechende Strukturen. 
Allgemein ist aufgrund des Ausbaus des Internet-Informationsangebots für die Öffentlichkeit ein leichter Kostenanstieg zu erwarten. Auch ohne das neue Gesetz würde es zu einem Kostenanstieg auf diesem Gebiet kommen, insbesondere aufgrund des Bundesprojekts „Guichet virtuel“ www.ch.ch, zu welchem alle Kantone und Gemeinden ihren Teil beisteuern.
Was den Grossen Rat angeht, so sollte der Parlamentsdienst die durch diesen Gesetzes-Vorentwurf verursachten Arbeiten übernehmen können.

Mit der Schaffung und Aktualisierung der Register könnten für die Verwaltungen, die nicht bereits solche Register haben, zusätzliche Kosten entstehen, jedoch in bescheidenem Ausmass.  
Was die Gemeinden angeht, so hat die Praxis – insbesondere im Kanton Bern, wo das Informationsgesetz bereits seit 1995 in Kraft ist – gezeigt, das die Kosten in einem sehr bescheidenen Rahmen bleiben, da in den meisten Fällen die durch das Gesetz auferlegten Aufgaben durch einen bereits vorhandenen Mitarbeiter oder den Gemeindeschreiber ausgeführt werden können.

Den kommunalen und kantonalen Verwaltungen werden zur Erleichterung ihrer Arbeit Handbücher/Checklisten zur Verfügung gestellt. Darin finden sich praktische Instruktionen für die Handhabung von Gesuchen um Zugang zu Dokumenten sowie Antworten auf die wichtigsten Fragen und Musterformulierungen für Entscheide im Zusammenhang mit der neuen Gesetzgebung. 
IV.
Schlussabstimmung
Die 16 Mitglieder der ausserparlamentarische Kommission nahmen anlässlich ihrer letzten Sitzung vom 17. Juni 2004 den vorliegenden Gesetzes-Vorentwurf einstimmig an. 
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